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	Besondere Vertragsbedingungen

	0
	Rangfolge 

	
	Bei Widersprüchen gelten die Vertragsbestandteile in folgender Rangfolge: 
1. D.0 Besondere Vertragsbedingungen, 
2. C.1 Leistungsbeschreibung, 
3. D.3 Ergänzende Vertragsbedingungen LSA, 
4. D.4 Eigenerklärung zum Nachunternehmereinsatz LSA, 
5. Angebot finale Angebot des Auftragnehmers einschließlich Möbelkonzept sowie Produkt- und Preisverzeichnis, 
6. D.6 VOL/B.

	1
	Art und Umfang der Leistungen 

	1.1
	Möbelkonzept

	1.1.1
	Der Auftragnehmer schuldet die Umsetzung des mit seinem finalen Angebot vorgelegten und Möbelkonzepts, einschließlich der Gestaltungsentwürfe sowie der Produkt- und Preisverzeichnisse für die einzelnen Räume.

	1.1.2
	Sämtliche Inhalte des Möbelkonzepts, insbesondere die darin enthaltenen Angaben zu Produkten, Materialien, Farben, Funktionen und Ausstattungsmerkmalen, sind vereinbarte Beschaffenheit der Leistung. Abweichungen bedürfen der vorherigen textförmigen Zustimmung des Auftraggebers.

	1.2
	Lieferung und Montage 

	1.2.1
	Der Leistungsumfang umfasst die Lieferung, das Vertragen, die Montage, die Befestigung und die ggf. erforderliche Sicherung der zu liefernden Möbel frei Verwendungsstelle. 

	1.2.2
	Teillieferungen sind mit vorheriger textförmiger Zustimmung des Auftraggebers zulässig.

	1.2.3
	Die vereinbarten Preise enthalten auch die Kosten für Verpackung, Aufladen, Beförderung bis zur Verwendungsstelle, Abladen, Vertragen, Montage, Befestigung und Sicherung, wenn in der Leistungsbeschreibung nichts anderes angegeben ist.

	1.3
	Der Auftragnehmer hat Packstoffe zurückzunehmen und ggf. auf seine Kosten zu beseitigen. Etwaige Patentgebühren und Lizenzvergütungen sind durch den Preis für die Leistung abgegolten.

	1.4
	Dokumentationspflichten

	1.4.1
	Der Auftragnehmer hat für die einzelnen angebotenen Möbel und Einrichtungsgegenstände folgende Unterlagen bei Lieferung an den Auftraggeber zu übergeben: 
· Produktdatenblätter
· Reinigungs- und Pflegehinweise
· Montage- und Gebrauchsanleitungen
· Erforderliche Sicherheits- und Warnhinweise in deutscher Sprache
· Nachweise zu Glas- und Spiegelelementen über die Bruch- und Splittersicherheit
· CE-Kennzeichnungen für die Produkte, für die sie nach den einschlägigen Harmonisierungsvorschriften vorgesehen sind 

	2
	Ausführung der Leistung (§ 4 VOL/B)

	2.1
	Fristen

	2.1.1
	Eine Lieferung vor dem 01.03.2027 ist nicht gestattet. Verbindliche Vertragsfristen sind der Abschluss der Lieferung bis zum 30.04.2027 und der Abschluss der Montage bis zum 31.05.2027 (Ziff. 2.1.4).

	2.1.2
	Der Auftragnehmer hat die Lieferung gegenüber dem Auftraggeber 3 Wochen vor Lieferung anzukündigen und muss sich den geplanten Liefertermin vom Auftraggeber bestätigen lassen. Der Auftraggeber reagiert innerhalb von 7 Kalendertage nach Zugang der Lieferankündigung und bestätigt den Liefertermin in Textform. Erfolgt keine Bestätigung des Auftraggebers innerhalb von 7 Kalendertagen nach Zugang der Lieferankündigung gilt die Lieferankündigung als abgelehnt. 

	2.1.3
	Die Zustimmung zum Liefertermin kann durch den Auftraggeber verweigert werden, wenn der Baufortschritt eine ordnungsgemäße und schadensfreie Lieferung nicht zulassen. Eine Verweigerung der Freigabe nach Satz 1 begründet keinen Annahmeverzug des Auftraggebers.

	2.1.4
	Die Montage der Möbel hat direkt im Anschluss an die Lieferung zu erfolgen. Sie ist bis spätestens 31.05.2027 abzuschließen.

	2.1.5
	Verweigert der Auftraggeber die Freigabe eines innerhalb der Vertragsfristen ordnungsgemäß und fristgerecht angemeldeten Liefertermins oder gilt die Anmeldung als abgelehnt, und war der Auftragnehmer zu diesem Termin nachweislich lieferbereit, so verschieben sich die Vertragsfristen um den Zeitraum zwischen dem angemeldeten und dem vom Auftraggeber neu bestätigten Liefertermin.

	2.2
	Lieferort

	
	Kindertagesstätte
An der Feuerwache 
06179 Teutschenthal OT Angersdorf 

	
	Die Leistung ist erst vollständig erbracht, wenn die Möbel, soweit erforderlich montiert, und betriebsfertig am dafür vorgesehenen Standort übergeben sind. 

	2.3
	Montage

	2.3.1
	Soweit eine fachgerechte Montage der zu liefernden Möbel erforderlich ist, erfolgt diese durch eigenes Fachpersonal des Auftragnehmers oder durch Fachpersonal zugelassener Nachunternehmer an dem jeweils vorgesehenen Aufstellort. 

	2.3.2
	Bei der Montage sind alle in der Leistungsbeschreibung aufgeführten allgemeinen Anforderungen an die Lieferung und Montage der Möblierung vorgegebenen Anforderungen zu berücksichtigen (siehe Abschnitt V. C.1_Leistungsbeschreibung). 

	2.4
	Zwischenlagerung

	2.4.1
	Wird die Freigabe aus einem vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Grund nicht erteilt oder widerrufen, hat der Auftragnehmer die zur Lieferung vorgesehenen Möbel vorübergehend zwischenzulagern. Die Verpflichtung zur Zwischenlagerung besteht für höchstens acht Wochen, gerechnet ab dem angemeldeten und nicht freigegebenen Liefertermin. In diesem Fall gilt die Bedarfsposition „Temporäre Zwischenlagerung“ als abgerufen und wird gesondert vergütet. 
Dies gilt nicht, wenn die fehlende Freigabe auf einer unvollständigen oder verspäteten Lieferanmeldung oder auf einem anderen vom Auftragnehmer zu vertretenden Umstand beruht.

	2.4.2
	Der Auftraggeber teilt dem Auftragnehmer innerhalb des Zeitraums der Zwischenlagerung in Textform einen neuen Liefertermin mit. Zwischen dem Zugang dieser Mitteilung und dem neuen Liefertermin müssen mindestens 21 Kalendertage liegen. Der Auftragnehmer hat die Lieferung zu dem neuen Liefertermin auszuführen. Einer erneuten Lieferanmeldung bedarf es nur, wenn der Auftraggeber dies in seiner Mitteilung verlangt.
Teilt der Auftraggeber innerhalb von acht Wochen keinen neuen Liefertermin mit, verständigen sich die Parteien über die weitere Lagerung und deren Vergütung. Bis zu einer Einigung bleibt Ziff. 2.4.3 bis 2.4.5 anwendbar.

	2.4.3
	Die Zwischenlagerung stellt keine Abnahme der Möbel dar. Durch die verweigerte, ausbleibende oder widerrufene Lieferfreigabe und die hierdurch erforderliche Zwischenlagerung findet kein Gefahrübergang auf den Auftraggeber statt. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung verbleibt während der gesamten Zwischenlagerung beim Auftragnehmer.

	2.4.4
	Die Möbel sind während der Zwischenlagerung entsprechend den jeweiligen Herstelleranforderungen, mindestens jedoch
· trocken und frostfrei,
· im erforderlichen Maße temperiert,
· vor Witterung, unmittelbarer Sonneneinstrahlung, Feuchtigkeit, Staub, Verschmutzung, Schädlingsbefall, mechanischen Beschädigungen und Diebstahl geschützt zu lagern.

	2.4.5
	Auf Verlangen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer die ordnungsgemäße Zwischenlagerung durch geeignete Unterlagen, insbesondere durch Fotografien, Lagerprotokolle oder Angaben zum Lagerort, nachzuweisen. Der Auftraggeber ist nach angemessener Vorankündigung berechtigt, die Lagerbedingungen selbst oder durch einen Beauftragten zu überprüfen. Eine solche Überprüfung stellt weder eine Abnahme noch einen Gefahrübergang dar.

	3
	Vertragsstrafen (§ 11 VOL/B)

	3.1
	Überschreitet der Auftragnehmer schuldhaft die Vertragsfrist für den Abschluss der Montage (Ziff. 2.1.4), auch in ihrer nach Ziff. 2.1.6 verschobenen Fassung, hat er für jeden Werktag des Verzugs:

	
	☐	     € (ohne Umsatzsteuer)

	
	☒	0,2 Prozent der endgültig zu zahlenden Vergütung gemäß der durch den Auftraggeber geprüften Schlussrechnung ohne Umsatzsteuer.

	3.2
	Die Bezugsgröße zur Berechnung der Vertragsstrafe bei Überschreitung einer als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfrist ist die Vergütung (ohne Umsatzsteuer) für den Teil der Leistung, welcher nach Ablauf des jeweils vereinbarten Lieferdatums nicht vorliegt. Gleiches gilt für die Berechnung der Obergrenze gemäß Ziffer 3.3.

	3.3
	Die Vertragsstrafe wird auf insgesamt 5 Prozent des endgültigen Abrechnungspreises (ohne Umsatzsteuer) begrenzt. Bei der Überschreitung von als Vertragsfrist vereinbarten Einzelfristen ist die Vertragsstrafe auf den in Satz 1 genannten Prozentsatz des Teils dieser Vergütung (ohne Umsatzsteuer) begrenzt, der den bis zum jeweiligen Lieferdatum zu erbringenden Leistungen entspricht.

	3.5 
	Die verwirkte Vertragsstrafe wird auf einen über die Vertragsstrafe hinausgehenden Schadensersatzanspruch des Auftraggebers wegen Verzögerung der Leistung angerechnet (§ 341 Abs. 2 BGB). Die Geltendmachung der Vertragsstrafe schließt das Recht des Auftraggebers, darüber hinausgehenden Verzugsschaden geltend zu machen, nicht aus, soweit der nachgewiesene Schaden die Höhe der verwirkten Vertragsstrafe übersteigt.

	3.6
	Der Anspruch auf Vertragsstrafe wird mit Überschreitung der in Ziff. 2 vereinbarten Vertragsfristen fällig. 

	3.7
	Wird der Vertrag aus einem vom Auftragnehmer zu vertretenden Grund gekündigt (§ 8 VOL/B), bleibt der Anspruch auf die bis zum Zeitpunkt der Kündigung verwirkte Vertragsstrafe bestehen. Bezugsgröße für die Berechnung ist in diesem Fall die Vergütung (ohne Umsatzsteuer) für die bis zur Kündigung erbrachten Leistungen. Einer Vorbehaltserklärung bei der Entgegennahme einzelner Teillieferungen bedarf es zur Wahrung des Vertragsstrafenanspruchs nicht. Wird der Vertrag aus einem vom Auftragnehmer nicht zu vertretenden Grund beendet (insbesondere unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers (§ 9 Nr. 2 Abs. 1 VOL/B) oder einvernehmliche Aufhebung), entfällt der Anspruch auf Vertragsstrafe, soweit die Verzögerung nicht kausal für die Vertragsbeendigung war.

	4
	Abnahme und Gefahrübergang (§ 13 VOL/B)

	4.1
	Es erfolgt eine förmliche Abnahme der Leistung. 

	4.2
	Die Gefahr geht, wenn nichts anderes vereinbart ist, auf den Auftraggeber mit erklärter Abnahme der betriebsfertigen Möbel über.

	5
	Mängelansprüche

	5.1
	Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche beginnt mit der Abnahme der Leistung.

	5.2
	In dem Fall, dass vertraglich geschuldete Produkte nicht mehr hergestellt oder geliefert werden können, gleich aus welchem Grund, ist der Auftragnehmer verpflichtet, dies dem Auftraggeber unverzüglich nach Kenntnis darüber anzuzeigen und unter einem Zustimmungsvorbehalt des Auftraggebers eine gleichwertige Ersatzware zu unveränderten Preisen als Alternative anzubieten. 

	6
	Rechnung (§§ 15, 17 VOL/B)

	6.1
	Die Vergütung des Auftragnehmers erfolgt auf der Grundlage der in seinem Angebot genannten Einheits- und Pauschalpreise und der tatsächlich ausgeführten Leistungen einschließlich eine ggf. im Angebot genannten vereinbarten Nachlasses. 

	6.2
	Die Zwischenlagerung wird für die tatsächliche Lagerungsdauer vergütet. Nicht vollständig in Anspruch genommene Wochen werden kalendertäglich mit 1/7 des in dem Leistungsverzeichnis angebotenen Wochenpreis abgerechnet.

	6.3
	Der Auftragnehmer hat innerhalb von 14 Kalendertagen nach Abnahme der Leistung eine vollständige Schlussrechnung zu erstellen 

	6.4
	Die Rechnung ist zu adressieren an die „Gemeinde Teutschenthal, Am Busch 19, 06179 Teutschenthal“ wie folgt einzureichen: 
1-fach digital an katja.kaiser@gemeinde-teutschenthal.de einschließlich aller für den Nachweis von Art und Umfang der Leistungen erforderlichen Anlagen (Mengenberechnungen, Zeichnungen und andere Belege).

	6.5
	Jede Rechnung muss die Angaben gemäß § 14 Abs. 4 UStG und die vom Auftraggeber im Auftragsschreiben genannte Bestellnummer enthalten.

	7
	Versicherungen

	7.1
	Der Auftragnehmer ist verpflichtet, auf eigene Kosten in nachfolgendem Umfang Versicherungen abzuschließen und dies dem Auftraggeber vor Baubeginn durch Übersendung von Kopien der Policen der Versicherungsverträge oder von einer Bestätigung des Versicherungsunternehmens nachzuweisen:
· für Personenschäden mind. 1,5 Mio. €
· für Sachschäden mind. 500.000 €
· für Vermögensschäden mind. 500.000 €
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres darf nicht auf weniger als das Zweifache der Deckungssummen begrenzt sein. Als versicherte Risiken müssen alle wesentlichen Tätigkeiten umfasst sein, die der Auftragnehmer nach dem ausgeschriebenen Vertrag erbringt.

	8
	Sicherheitsleistung (§ 18 VOL/B)

	8.1
	Soweit die Auftragssumme mindestens 50.000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt, ist Sicherheit für die Vertragserfüllung in Höhe von fünf Prozent der Auftragssumme (ohne. Umsatzsteuer, ohne Nachträge) zu leisten.

	8.2
	Die Sicherheit kann wahlweise durch Hinterlegung von Geld oder durch Bürgschaft geleistet werden.

	8.3
	Wird Sicherheit durch Bürgschaft geleistet, ist das dafür vorgesehene Formblatt des Auftraggebers „D.7_Bürgschaft Vertragserfüllung“ oder die Bürgschaftserklärung muss inhaltlich vollständig dem Formblatt des Auftraggebers entsprechen.

	8.4
	Die Bürgschaftsurkunden müssen den Anforderungen des Auftraggebers entsprechen (§ 18 Nr.4 Absatz 1 Halbsatz 2 VOL/B). Hierunter fallen ggf. folgende Erklärungen des Bürgen:
· ”Der Bürge übernimmt für den Auftragnehmer die selbstschuldnerische Bürgschaft nach deutschem Recht.“
· „Auf die Einrede der Vorausklage gemäß § 771 BGB wird verzichtet.“
· „Die Bürgschaft ist unbefristet; sie erlischt mit der Rückgabe dieser Bürgschaftsurkunde.“
· „Die Bürgschaftsforderung verjährt nicht vor der gesicherten Hauptforderung. Nach Abschluss des Bürgschaftsvertrages getroffene Vereinbarungen über die Verjährung der Hauptforderung zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer sind für den Bürgen nur im Falle seiner schriftlichen Zustimmung bindend.“
„Gerichtsstand ist der Sitz der zur Prozessvertretung des Auftraggebers zuständigen Stelle."

	9
	Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen (§ 16 VOL/B)

	9.1
	Zusätzlich vereinbarte Stundenlohnarbeiten dürfen nur mit vorheriger Zustimmung des Auftraggebers ausgeführt werden.

	9.2
	Der Auftragnehmer hat über Leistungen nach Stundenverrechnungssätzen arbeitstäglich Stundenlohnzettel in zweifacher Ausfertigung einzureichen. Diese müssen
· das Datum,
· die Bezeichnung der Baustelle,
· die Namen der Arbeitskräfte und deren Berufs-, Lohn- oder Gehaltsgruppe,
· die genaue Bezeichnung des Ausführungsortes innerhalb der Baustelle,
· die Art der Leistung,
· die geleisteten Arbeitsstunden je Arbeitskraft, ggf. aufgegliedert nach Mehr-, Nacht-, Sonntags- und Feiertagsarbeit, sowie nach im Verrechnungssatz nicht enthaltenen Erschwernissen und
· die Gerätekenngrößen
Stundenlohnrechnungen müssen entsprechend den Stundenlohnzetteln aufgegliedert werden. Die Originale der Stundenlohnzettel behält der Auftraggeber, die bescheinigten Durchschriften erhält der Auftragnehmer.

	10
	Abtretung

	10.1
	Eine Abtretung von Forderungen des Auftragnehmers bedarf zu ihrer Wirksamkeit der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann seine Zustimmung verweigern, wenn ein berechtigtes Interesse an der Aufrechterhaltung der Forderungsbeziehung zum Auftragnehmer besteht. § 354a HGB bleibt unberührt.

	11
	Nutzungsrechte

	11.1
	Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber mit Vertragsschluss an seinen urheberrechtlich geschützten Leistungen und Arbeitsergebnissen ein einfaches, zeitlich und räumlich unbeschränktes Nutzungsrecht einschließlich des Bearbeitungsrechts ein. Dieses umfasst insbesondere die Nutzung für Nachbestellungen, Ersatzbeschaffungen, Umbauten und Erweiterungen sowie für künftige Vergabeverfahren.

	11.2
	Die vorstehende Nutzungsrechtseinräumung umfasst insbesondere das Recht des Auftraggebers, die Leistungen und Arbeitsergebnisse - ganz oder in Teilen – zu vervielfältigen. Mit eingeschlossen ist ferner das Recht, die Leistungen und Arbeitsergebnisse, einschließlich der Vervielfältigungen hiervon, – ganz oder in Teilen – zu veröffentlichen, zu verbreiten und öffentlich wiederzugeben, wie insbesondere öffentlich zugänglich zu machen und zu senden. 

	11.3
	Der Auftraggeber ist berechtigt, die Nutzungsrechte ganz oder teilweise Dritten zu übertragen, von Dritten ausüben und ausführen zu lassen sowie Dritte hieran weitere Nutzungsrechte einzuräumen. 

	11.4
	Mit der vereinbarten Vergütung sind sämtliche Ansprüche des Auftragnehmers im Zusammenhang mit vorstehender Nutzungsrechtsübertragung abgegolten. 

	12
	Anwendbares Recht, Gerichtsstand

	12.1
	Es gilt deutsches Recht. Gerichtsstand ist Halle (Saale).
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